
keine Angriffe auf unsere sozialistischen Errungen
schaften dulden. Das bedeutet — wie es in der Pro
grammatischen Erklärung vom 4. Oktober 1960 
heißt —, diejenigen Verbrecher hat zu bestrafen, 
die das Leben unseres Volkes und den Bestand der 

I Nation bedrohen. Das bedeutet, alles zu tun, um 
die Macht des deutschen Militarismus und Imperia
lismus zu brechen.
In dem Maße, wie unsere Strafverfolgungsorgane 
mithelfen, den skrupellos arbeitenden Apparat der 
psychologischen Kriegführung zu entlarven, Agen
ten und Spione dieses Apparates dingfest zu

machen und zu bestrafen, in dem Maße werden die 
friedliebenden Kräfte in der ganzen Welt die 
schmutzigen' Machenschaften der „Strategen ties 
kalten Krieges“ besser erkennen. Sie werden erken
nen, daß die Maßnahmen unserer Regierung vom
12. August dazu beigetragen haben, „den in die
sem Frühherbst 1961 durch die westdeutschen 
Militaristen und Revanchepolitiker bedrohten 
Frieden in Europa und der Welt zu retten“26.

2(5 Aus der Ansprache des Vorsitzenden des Staatsrates der 
DDR, Walter Ulbricht, im Fernsehen und Rundfunk am 
18. August, ND (Ausg. B) vom 19. August 1961.
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Die Eingaben der Bürger an die Justizorgane — 
eine wichtige Form der Mitarbeit der Bevölkerung 
an der Leitung unseres Staates

Der Erlaß des Staätsrates der Deutschen Demokra
tischen Republik über die Eingaben der Bürger und die 
Bearbeitung durch die Staatsorgane vom 27. Februar 
1961 (GBl. I S. 7) ist ein Schritt zur weiteren Entwick
lung der sozialistischen Demokratie. Gleichzeitig dient 
er der Verwirklichung der Programmatischen Erklärung 
des Vorsitzenden des Staatsrates vor der Volkskammer, 
in er es u. a. heißt: „Der Staatsrat widmet den Briefen 
und Eingaben der Werktätigen besondere Aufmerksam
keit.“1 Das zeigt, weiche große Bedeutung die Briefe 
und Eingaben der Bürger als eine Form der Mitwirkung 
der Werktätigen an der Leitung des Staates haben.
Der Einbeziehung der Bürger in die Lenkung und Lei
tung des Staates und der Wirtschaft wurde von Partei 
und Staatsführung in jeder Etappe unserer staatlichen 
Entwicklung große Beachtung geschenkt. Bereits auf der 
ersten Funktionärskonferenz der KPD forderte Walter' 
U l b r i c h t :  „ . . .  die Mitarbeiter der Verwaltungs
organe müssen eng mit den Volksmassen verbunden 
sein und die Kontrolle durch die Volksmassen anerken
nen.“2

Der gesellschaftliche Neuaufbau konnte nur unter der 
vollen Einbeziehung der Bevölkerung in das politische 
und wirtschaftliche Leben erfolgen. Der Neuaufbau der 
staatlichen Verwaltung begann mit der Mobilisierung 
der Werktätigen zur bewußten und aktiven Mitwirkung 
am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Auf
bau. Die Massen wurden zum. erstenmal auf den Weg 
der bewußten Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens 
geführt.
Der Aufbau des Sozialismus ist ohne die bewußte Mit
wirkung des gesamten Volkes nicht möglich. Die sozia
listische Staatsmacht hat dabei die Aufgabe, dem Volk 

^,die Einsicht in die gesellschaftlichen Entwicklungs
gesetze zu vermitteln, es mit den Aufgaben des Sieben
jahrplans vertraut zu machen und deren Lösung zu 
organisieren. Dabei ist die Mitwirkung der Werktätigen 
bewußt zu organisieren, denn „die Hauptrichtung in der 
Entwicklung der sozialistischen Staatlichkeit ist die 
größtmögliche Entfaltung der Demokratie, die Einbezie
hung breitester Bevölkerungsschichten in die Verwal
tung aller Angelegenheiten des Landes, die Gewinnung

1 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staats
rates vor der Volkskammer, Berlin 1961, S. 35.
2 Walter Ulbricht, Die Entwicklung des volksdemokratischen 
Staates 1945—1958, Berlin 1958, S. 39.

aller Bürger für die Teilnahme an der Leitung des 
wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus“3.
Die Einbeziehung der Werktätigen in die Leitung von 
Staat und Wirtschaft gehört zu den Prinzipien unserer 
volksdemokratischen Ordnung. Das ist „die Entwicklung 
der sozialistischen Produktionsverhältnisse in der Indu
strie wie in der Landwirtschaft, der Ausbau der 
Planung, die Entfaltung der Produktivkräfte nach 
einem bestimmten Plan und wiederum die Einbezie
hung der Massen in diese planende Tätigkeit unserer 
Staatsorgane, das ist die Teilnahme der Massen am 
Aufbau der Organe unseres Staates, die Einbeziehung 
der Werktätigen in die Leitung von Staat und Wirt
schaft“4.
Die große Bedeutung der Einbeziehung der Bevölkerung 
in die Leitung des volksdemokratischen Staates kommt 
besonders in den Ordnungen über die Aufgaben und 
die Arbeitsweise der örtlichen Volksvertretungen und 
deren Organe zum Ausdruck. Die Ordnungen sind die 
Verallgemeinerungen der besten Erfahrungen der 
Volksvertretungen und ihrer Räte. In ihnen findet die 
Weiterentwicklung der sozialistischen Demokratie ihren 
sichtbaren Ausdruck. Die Ordnungen spiegeln wider, 
daß alle Schichten der Bevölkerung bereit sind, an der 
Lösung staatlicher Aufgaben aktiv mitzuarbeiten.
Eine wichtige Form der Mitarbeit der Bürger an der 
Leitung des Staates sind ihre Eingaben an die Staats
organe. Der Erlaß des Staatsrates hebt diese Form der 
Mitarbeit auf eine höhere Stufe. Er regt die Bürger an, 
stärker als bisher ihre Meinung zu den staatlichen Maß
nahmen darzulegen und ihre Anliegen vorzubringen. 
Die Eingaben der Bürger charakterisieren das neue 
Verhältnis zwischen Staat und Bevölkerung. Das „Recht 
des Bürgers auf aktive Mitarbeit beim Aufbau des So
zialismus und damit bei der Entwicklung der sozialisti
schen Demokratie bei der Leitung des Staates wird 
Wirklichkeit“, betont die Präambel des Staatsrats
erlasses.
Wenn durch die Eingaben, deren Bearbeitung und Aus
wertung gesellschaftliche Verhältnisse beeinflußt und 
verändert werden, dann werden dadurch politische Fra
gen gelöst.

3 Chruschtschow, Rede aut dem XXI. Parteitag der KPdSU,- 
Berlin 1959, S. 128.
4 Walter Ulbricht, Rede auf der Babelsberger Konferenz, Pro
tokoll der Babelsberger Konferenz, Berlin 1958, S. 19.
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